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Bonn, den 6. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 1. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
T abaksteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

In Artikel 1 des Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes vom 17. Januar 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 54) wird die Jahreszahl „1966" 
durch die Jahreszahl „1969" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1966 
in Kraft. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/811 


Begründung 


Das Tabaksteuergesetz sieht für feingeschnittenen 
Rauchtabak, der mindestens 50 v. H, Inlandtabak 
enthält, eine Steuerbegünstigung vor. Als nach dem 
Auftreten des Blauschimmels nicht mehr genügend 
Tabak für eine Beimischung in dieser Höhe vorhan- 
den war, ist der Beimischungssatz vorübergehend 
herabgesetzt worden, zuletzt durch das Sechste Ge- 
setz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes. Dieses 
Gesetz setzte einen Beimischungssatz von 20 v. H. 
bis zum 30. Juni 1966 fest. Da die gegenwärtige 
Versorgungslage mit inländischem Tabak auch für 
die nächste Zeit nur eine Beimischung von 20 v. H. 
Inlandtabak erlaubt, ist es erforderlich, die Gel- 
tungsdauer der Regelung zu verlängern. 

Die EWG bereitet eine Marktordnung für Tabak 
vor. Mit ihrem Inkrafttreten ist in den nächsten 
drei Jahren zu rechnen. Die Beimischungsregelung 
wird danach aufgehoben werden müssen. Es ist 
daher zweckmäßig, die Geltungsdauer des Sechsten 
Gesetzes um drei Jahre zu verlängern. Sollte sich 
die Versorgungslage schon früher bessern, so bietet 
die in Artikel 2 des Sechsten Änderungsgesetzes 
enthaltene Ermächtigung des Bundesministers der 
Finanzen die Möglichkeit, den Beimischungssatz zu 
erhöhen. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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